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Amtliche Sammlung: nein

ZP0 § 236 D; EGZPO § 7

War die Revision beim Bayer. Obersten lLandesgericht cinge-
legt und hat der Bundesgerichtshof dem Revisionsklidger im
Armenrechtsverfahren einen Prozeflbevollméchtigten erst nach
Ablauf der Revisionsbegrindungsfrist beigeordnet, so geniigt
filr die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand statt der

. Nachholung der Revisionsbegriindung auch ein Gesuch um Ver-
. l&ngerung der Begrindungsfrist.

BGH, Urt. v. 4. Dezember 1964 - Ib 2ZR 151/63 - QLG Minchen
LG Miinchen I
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Der Ib-Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
dle mindliche Verhandlung vom 4. Dezember 1964 unter Mit-
wirkung der Bundesrichter Dr. KrUger-Nleland Jungbluth
'Pehle, Dr. Mosl und Alff a

fir Recht erkannt:

Auf die Revision des Klédgers wird das Urteil des
1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Miinchen vom
11. Juli 1963 aufgehoben. Die Sache wird zur an-
derweiten Verhandlung und Entscheidung, auch iiber
die Kosten des Revisionsverfahrens, an das Beru-
fungsgericht zuriickverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien waren seit 1942 miteinander verheiratet;
ihre Ehe wurde am 29.. Mai 1958 geschieden. '

Im™Jahre 1949 erwarb der Kliger in MENER-OSNNENED
ein 900 qm.groBes Grundstilck' zum Preise von 2 700,-~ DM;
‘als Alleineigentiimerin wurde auf Wunsch des Klégers die
Beklagte eingetragen. Auf diesem Grundstiick erbauten die
Parteien, zum Teil mit,eigeneh Hénden, ein Wohnhaus. Nach
der Ehescheidung widerrief der Klédger mit Schreiben vom
28. Oktober 1960 die nach seiner Ansicht in der Ubereig-
nung des Grundstiicks liegende Schenkung wegen groben Un-
‘danks und wegen eigener,'nachtf&glich eingetretener Bediirf-
tigkeit. ' -
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Mit der Klage beantragte der Kldger mit dieser Be-
- grindung, die Beklagte zur Auflassung des Grundstiicks an
ihn zu verurteilen. '

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen; es hielt
zwar eine Schenkung fiir gegeben, sah aber einen Widerrufs-
grund nicht fiir erwiesen an.

Mit seiner Berufung begehrie der Kléger zunidchst
weiterhin die Auflassung des Grundstiicks, &nderte jedoch
im Laufe des Berufungsverfahrens seinen_Klageantrag dahin,
die Beklagte zur Zahlung von 15 000,-- DM an ihnf§ua¥§r*
urteilen. _ =
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Diesen neuen Antrag stiitzte er auf folgende von bei-
den Parteien unterzeichnete schrlftlldhe Erklarung vom
20. Oktober 1958: : .

"Abtretungserklérunggi,_

Hiermit iibertrage ich an Herrn Alfons AGEED
das Recht auf meinem Grundstiick in M II,
O Str-. Nr. @ Flur Nr. ‘eine
Hypothek von 15 000,-- DM 1n‘Worten, Ftinf zehn-
tausend DMark aufzunehmen. ‘

. Die Zinsen, einschlieBlich Abschreibung
sollen 7 % nicht ilbersteigen.

Diese Hypothek soll dazu beitragen die ver-
mgensrechtliche Auseinandersetzung durch meine
Ehescheidung mit zu regeln,

- Walter '/  FEEE Magdalena®

Dazu trégt der Klédger vor, die Beklagte habe sich mit
dieser Erkldrung verpflichtet, eine Schuld des Kldgers an den
Werkstéittenbesitzer AQE® aus dem Kauf eines Omnibusses fiir
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das damals vom Kléger betriebene Fuhrunternehmen zu tilgen.
Diese Schuld des Kliégers sei aber dann von seinem Freund :
Xaver Sch@lD on A@E® gezahlt worden. Zwischen Sch@iiiliil®
und dem Klédger sei in einer notariellen Urkunde vom 24. No-
vember 1960 vereinbart worden, daf AQEp die Forderung des .
Klégers aus ungerechtfertigter Bereicherung, die die Beklagte
in Hohe von 15 000,-- DM anerkannt und die der Kléger an AGEED
abgetreten habe, wieder an den Klédger lbertragen miisse. In
einer notariellen Vereinbarung vom 6. Februar 1961 habe

sich A@® seinerseits verpflichtet, Zug um Zug gegen die
Zahlung von 15 000,-- DM durch Sch@j# scine Rechte ge-
gen dic Beklagte aus der Abtretungserklidrung an den Kléger
abzutreten. Diese ihm von A@e iibertragenen Rechte mache

er, der Kldger, nun mit der gednderten Klage geltend.

Die Beklagtc hat beantragt die Klage, auch mit dem
geédnderten Antrag, abzuweisen.

' Sie bezweifelt die Rechtswirksarkeit der Erklsrung
vom 20. Oktober 1958, die sie ohne Anerkennung einer Rechts-
pflicht unterschrieben habe, und die weder ein Schuldaner-
kenntnis noch eine Schuldiibernahme darstelle. Keinesfalls
knne der Kléger aus dieser erlarung Rechte herleiten; denn
mit der Brfiillung der Schuld des Klagers an A@p durch
Sch@iilll® sci das Schuldvcrhéltnis zwischen AGEES und den
Kléger erloschen und damit seien auch etwaige Rechte A
gegen sie, die Beklagte, weggefallen. Im lbrigen habe der
Kldger schon im Jahre 1951 auf alle Rechte verzichtet, die

o aus dem Erwerb des Grundstiicks und der Errichtung des Hauses

abgeleitet werden k¥nnten. Vorsorglich rechne sie gegen die
Anspriiche des Kldgers mit Unterhaltsanspriichen fiir sich und
die vier ehelichen Kinder auf; sie habe den Unterhalt fiir die



Xinder allein gelcistet und dafiir von 1951 bis 1958 ins-
gesant 33 600,-- DM aufgewendet.

. Das Oberlandesgericht hat nach Beweisaufnahme die
Berufung des Klédgers gegen das klagabweisende Urteil des
Landgerichts zuriickgewiesen. Mit seiner Revision, deren
Zuriickweisung die Beklagte beantragt, verfolgt der Xliger
den zuletzt gedlbtellten Klageantrag weiter.

[t =y

Entscheidungsgriinde: ~;
A. . e

Entgegen der Meinung der Beklagten‘ist die Revision

zulédssig. o

- I. Das Bayerische Oberste Landesgericht hat;dem Kléger
mit Beschluf vom 15. November, dem'Klége%ﬁZugeq§ellt am

19. November 1963, das Armenrecht fiir die Einlegung der
Revision béwilligt. Zu Unrec¢ht meint die Beklagté in der
schriftlichen Revisionserwiderung, die'%ﬁevin def-miindlichen
Verhandlung vor dem erkennenden Senat i@gﬁﬁeit nicht auf-
reclt erhalten hat, der danach gestellte Antrag des Klégers,
ihm die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Ver-
- sdumung der Frist zur Einlegung der Revision zu bewilligen,
mit dem zugleich die Revisionseinlegung nachgeholt wurde,

- sel verspidtet bei Gericht eingegangen.

Die Zweiwochenfrist des § 234 ZPO ist am 3. Dezember
1963 abgelaufen. Die Antragsschrift des Kldgers vom 2. De-
zember 1963 tridgt den Eingangsstempel der ,Allgemeinen Ein-
laufstelle der Justizbehdrden in Miinchen" vom 2. Dezember
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1963 und ist richtig an das Bayerische Oberste Landesge-
richt adressiert. Damit ist der Anfrag rechtzeitig einge-
gangen (vgl. BGH LM ZPO § 518 Abs. 1 Nr. 8) und es ist
fir den Fristablauf ohne Bedeutung, daB der Antrag daneben
noch den Eingangsstempel des Obersten Landesgerichts vom
4. Dezember 1963 trHgt.

II. Der BeschluB des Bayerischen Obersten Landesgerichts
vom 10. Dezember 1963, mit dem der Bundesgerichtshof fir die
"~ Verhandlung und Entscheidung tiber die. Revision fiir zusténdig
erklédrt wurde (§§ 8 EGGVG, 7 EGZPO, Art. 21 BayAGGVG), ist
dem Kldger am 12. Dezember 1963 zugestellt worden. Damit
wurde die Revisionsbegriindungsfrist in Lauf gesetzt, die
danach am 12. Januar 1964 abgelaufen ist. |

Mit Beschlufl des erkennenden Senats vom 5. Februar
1964 wurde dem Klédger fiir die Revisionsinstanz das Armen-
recht bewilligt und ihm ein beim Bundesgerichtshof zuge-
lasscner Anwalt zur vorlidufig unentgeltlichen Wahrnehmung
seiner Rechte beigeordnet. Am 14. Februar 1964 ist das Ge-
such des KliHgers um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
gegen die Versdumung der Frist zur Einlégung und zur Begriin-
dung der Revision eingegangen; in diesem Gesuch nahm der
ProzeBbevollmédchtigte des Kldgers auf die beim Bayerischen
Obersten Landesgericht mit Schriftsatz vom 2. Dezember 1963
eingelegte Revision Bizug und teilte mit, daB er die Begrin-
dung der Revision noch nicht nachholen kénne, da ihm die da-
zu erforderlichen Akten nicht zur Verfiigung stidnden. Er bat
statt dessen um Verléngerung der Begrindungsfrist um einen
Monat. Der erkennende Senat hat mit BeschluB vom 19. Februar
1964 die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Ver-



sdumung der Fristen zur Einlegung und zur Begriindung der
Revision gewdhrt; mit Verfiigung vom selben Tage hat der
Vorsitzende die Begrimdungsfrist bis zum 19. Mdrz 1964
verléngert. Die Revisionsbegriindung ist am 18. Mdrz 1964
bei Gericht eingegangen.

Die Beklagte meint, diec Revision sei auch deshalb
unzulésaig; weil innerhald der mit der Zustellung des Ar-
menrechtsbeschlusses vom 5. Februar 1964 in Lauf gesetzten
Zweiwochenfrist des § 234 ZPO die Revisionsbegriindung nicht
nachgeholt worden sei- (§ 236 Nr. 3 ZP0); der Antrqgrauf
Fristverléngerung konne die innerhaldb dieser Frist ndﬁhzu-
holende Prozéfhandlung nicht ersetzen. PR

-

Der Antrag der Beklagten, ‘die Revision aus diesem
Grunde zu ververfen, kinnte schon deshaldb keinen Erfolg ha-

ben, weil der erkennende Senat an seinen die Wlederelnsetzung

gegen die Versdumung der Rev181onsbegrﬂndungefr1st gewdhren
den Beschlu8 vom 19. Februar 1964 gebunden ist (BGH 1M 2P0
§ 238 Nr. 2). Im ibrigen waren die besonderen Umgténde des
vorliegenden Falles bestimmend dafiir, agfi der Senat bei der

Entscheidung liber das Wlederelnsetzungsgesuch den Antrag auf

Verlédngerung. der ReV131onsbegrUndungsfr1st der Nachholung &
versdumten ProzeBhandlung, hier der Revisionsbegrindung, gl
gesetzt hat.

Zwar gehen Rechtsprechung und Schrifttum im allgemei

nen davon aus, die Nachholung der versidumten ProzeBhandlung

konne nicht dadurch ersetzt werden, daBl die Verléngerung de
fir sie gesetzten Frist erbeten werde (RG JW 1936, 2802; RG

Seuff Arch 81 Nr. 17; OLG Braunschweig JW 1937, 1438; Baum-

bach/Lauterbach ZP0 27. Aufl. Anm. 1 E zu § 236; Viieczorek

ZPO Anm. A IIe zu § 236). Ob dieser Auffassung allgemein zu

cr
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folgen ist, braucht in diesem Zusammenhang nicht entschie-
den zu werden; jedenfalls im vorliegendenFall rechtfertigt
sich eine abweichende Beurteilung aus den andernfalls fiir
den Revisionsklédger entstehenden unzumutbaren Harten.

Die Besonderheit des Falles erblickt der Senat darin,
dafl dic Revision gegen Urteile bayerischer Oberlandesgerichte
nicht zum Bundesgerichtshof, sondern zum Bayerischen Obersten
Landesgericht eingelegt wird, so daB die Sache erst durch
den VerweisungsbeschluB dieses Gerichts an den}ﬁundesgerichts-
hof gelangt. Das Rechtsmittel wird in diesen Fillen beim
Obersten lLandesgericht von einem bei einem Landgericht oder
Oberlendesgericht zugelasscnen Anwalt eingelegt (§ 8 Abs. 1
EGZPO; Keidel NJW 1961, 2333 unter II 1), dagegen von dem
beim Bundesgerichtshof zugelassenen Anwalt begriindet, aer
dabei zum crsten Male mit der Sache befadt wird. So wurde
hier der Prozeidbevollmédchtigte des Revisionsklégers diesen
erst nach Ablauf der Begriindungsfrist mit dem das Armenrecht
bewilligenden BeschluB vom 5. Februar 1964 beigeordnet. Wollte
man auch bei einer solchen PFallgestaltung verlangen, dafl der
ProzefBbevollméchtigte innerhalb von zwei Wochen die versdunte
Prozeffhandlung nachholt, selbst wenn ihm, wie hier, die Akten
nur zum Teil und nur voriibergehend auf der Geschiftsstelle
des Gerichts zur Verfiigung stehen, so wiirde man ihm entweder
zumuten, eine rein formelle, nach ihrem sachlichen Gehalt un-
zulédngliche Begriindung einzureichen, oder man wiirde den Rechts-
mittelklédger der mit der Bewilligung des Armenrechts bezweck-
ten rechtlichen Mdglichkeit wieder berauben, ihm also mit
einer Hand nchmen, was man ihm mit der anderen gegeben hat.
Ein solches Ergebnis kann aber nicht der Sinn von Formvor-
schriften scin, die nicht um ihrer selbst willen erlassen



sind, sondern einen verniinftigen Ablauf des Verfahrecns in
angemessencr Zeit sichern sollen.

Zwar fiihrt das Reichsgericht in der bereits erwéhnten
Entscheidung (JW 1936, 2802) mit Bezug auf die Berufungs-
begriindungsfrist aus, es sei begrifflich unmdglich, eine
bereits abgelaufene Frist noch zu veérlingern. Dieser Auf-
fassung kann jedoch nicht gefolgt werden; denn wenn durch
die Wiedereinsetzung der Rechtsmittelkléger so gestellt
wird, als ob die Prist filir die versdumte Prozeﬁhandluhg
noch nicht abgelaufen wire, dann ist kein Grund eng;chtllch
warum die insoweit noch als in Lauf befindlich flnglerte
Frist nicht auch verliéingert werden konnte. Nur &uf dtese
Weise 1lEBt sich in Fdllen der hier vorliegenden Art der vom
Bundesgerichtshof in anderem Zusammenhéﬁg bereits ausge-
gprochene Rechtsgedanke verwirklichen;?daﬁ der Revisionskla—
ger durch dic vorherige Inanspruchnahme des Obersten Landes-
gerichts keine Nachteile erleiden, daB 1hm also :in den dem
Bundesgerichtshof zugewiesenen Sachen unter allen” Umstiénden
die volle Frist des § 554 Abs. 2 Satz 2 ZPO fiir die Revisions-
begriindung durch einen beim Bundésggridﬁ%shof zuéblassenen
Rechtsanwalt verbleiben soll (BGHZ'2Z, 3gjr38 fiir den PFall,
daB die Revisionsbegriindungsfrist bei Zustellung des Abgabe-
beschlusses bereits abgelaufen war).

Der Bundesgerichtshof ist danach nicht gehindert,
statt der Nachholung der Revisionsbegriindung (§ 236 Nr. 3
ZP0) auch ein Gesuch um Fristverliingerung jedenfalls in den
Fillen geniigen zu lassen, in denen die Revision beim Obersten
Landesgericht cingelegt war und dem Revisionskléger im Armen-
rechtsverfahren ein Prozefbevollmédchtigter erst nach Ablauf
der Revisionsbegriindungsfrist beigeordnet worden ist.

4
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B.

I. Das Berufungsgericht fiihrt aus, die Erklédrung des Be-
klagten vom 20. Oktober 1958 habe weder die Bedeutung eines
abstrakten Schuldanerkenntnisses noch einer befreienden
Schuldilbernahme, da es keine Anhaltspunkte dafiir gebe, dafl
der Klidger aus seiner Schuld gegeniiber A@JP entlassen werden
sollte. Andererseits kbtnne auch nicht angenommen werden, daB
es sich zwischen den Parteien um eine bloBe Erfiillungsiiber-
nahme gehandelt habe, mit der kein Recht des Gléubigers AGED
gegen die Beklagte begriindet werden sollte. Die Erkldrung der
Beklagten habe daher die Bedeutung einer rechtsgeschéftlichen
Schuldmitiibernahme (Schuldbeitritt), durch die die .Beklagte
als Gesamtschuldnerin neben ihren Ehemann trat. A@EE® habe
diesen Schuldbeitritt angenommen.

Nachdem A durch die Zahlung Sch@IllP vefric-
digt worden sei, habe er seine Forderung gegen den Klédger an -
..chraufnagl, seine Forderung geoen die Beklagte an den
Kldger abgetreten. Die letztere Abtretung sei jedoch un-
wirksam, da es sich insoweit nur um eine gesamtschuldnerische
Mithaftung der Bcklagten fir die Schuld des Xldgers gehandelt
habe, die an den Klédger nicht habe abgetreten werden konnen,
da dieser nicht die Bezahlung seiner eigenen Schuld von der
Beklagten an sich selbst verlangen konne. Der Rechtscharakter
" der Schuldmitiibernahme schlieBe ,eine Ausiibung des Anspruchs
durch den Schuldner selbst begrifflich aus®.

Ob dem Kldger gegen die Beklagte ein Anspruch aus un-~
gerechtfertigter Bereicherung zustehe, hat das Oberlandes-
gericht nicht gepriift, da der Kléger zwar eine Forderung aus
diecsem Rechtsgrund ,als Motiv fiir die Abtretungserklidrung vom
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20. Oktober 1958 erwdhnt, aber nicht als klagebegriindende
Behauptung in den ProzeB eingefithrt" habe.

II. Der Revision ist zuzugeben, daB der Berufungsrichter
bei dieser formalrechtlichen Konstruktion wesentlichen Ausle-
gungsstoff iibergangen hat.

1. Auch wenn man mit der tatrichterlichen Auslegung
des Oberlandesgerichts davon ausgeht, daB mit der Erklidrung
vom 20. Oktober 1958 ein Schuldbeitritt der Beklagten zu der
Verbindlichkeit des Kliégers gegeniiber AQE® beabsichtigt war,
. iibersieht das angefochtene Urteil jedenfalls, daﬁ;ﬁq; Schuld-
‘beitritt nicht durch rine einseitige Wlllenserklarupb des
Beitretenden zustande kommt, sondern daB es da"u eines Ver-
trages bedarf, der entweder zwischen dem beitretenden Dritten
und dem Gléubiger oder zwischen dem Beztreten@en und dem
urspriinglichen Schuldner geschlossen»Wird'(BGB?; RGRK 11. Aufl.
. Anm. 15 vor § 414). Geschieht der Beitrif% durch Vertrag
~wischen dem Beitretenden und dem Urschuldner, so bedarf
cs - anders als im Falle des § 415 BGB - keiner Mitwirkung
des Gldubigers, da durch den Beitritt-micht zu dessen Lasten
ber die Porderung verfigt wird (vgl. BEH WM 1959, 16, 20);
der Gldubiger kann allenfalls den Schuidbeitritt nach § 333 BGB
zuriickweisen (RG HRR 1932, 1559). Diese Rechtslage hat der
Berufungsrichter offensichtlich verkannt; denn sonst hitte er
nicht ohne weitere Begriindung aninehmen konnen, die Unterschrift
des Klégecrs unter der “Abtretungserklarung" konne nach den
Umsténden keine andere Bedeutung als die haben, daB der Kliger
"mit der Willenserkldrung der Beklagten einverstanden" war,
und er hdtte andererseits nicht Wert auf die Feststellung zu
legen brauchen, der Gldubiger A@EE® habe den Schuldbeitritt




LY

- 12 -

angenommen. Da die Vereinbarung vom 20. Oktober 1958 die
Unterschrift beider Parteien trédgt, liegt vielmehr die vom
Oberlandesgericht nicht erdrterte Mdglichkeit nahe, daf der
Schuldbeitritt durch Vertrag zwischen der Beitretenden (der
Beklagten) und dem Urschuldner (dem Kléger) zustande kam.

2. Hdtte das Berufungsgericht dies gesehen, dann
hitte es auch nahegelegen, die Frage nach dem dem Schuld-
beitritt zugrunde liegenden Rechtsverhdéltnis-zu stellen. Denn
der Schuldbeitritt wird, ebenso wie die befreiende'Schuidﬁber—
nahme, seinen Rechtégrund in der Regel in einem Rechtsverhilt-
nis zwischen dem Beitretenden und dem urspriinglichen Schuldner
haben (RGRK aa0 Anm. 6, 15 vor § 414). In diesem Zusammenhang
ist die Riige der Revision von Gewicht, das angefochtene Urteil
gehe bei der Auslegung der streitigen Vereinbarung mit keinem
Wort auf deren letzten Absatz ein, wonach die von der Be-
klagten fir A@p zu bestellende Hypothek dazu "beitragen"
sollte, die vermégensrechtliche Auseinandersetzung der ge-
achiedenen Ehegatten zu regeln. Der Berufungsrichter hiatte
danach priifen miissen, ob sich der Wille der Parteien bei Un-
terzeichnung der Vereinbarung nicht nur auf den AbeschliB dos
Schuldbeitritts zugunsten AGEJ® beschrinkte, sondern ob da-
riiber hinaus nicht auch eine Binigung im Innenverhidltnis lber
die Vermdgensauseinandersetzung der Parteien beziiglich des
wvidhrend bestehender Ehe gemeinsam errichteten Hauses und der
damit bewirkten erheblichen Wertsteigerung des der Beklagten
zugevendeten Grundstiicks erzielt wurde. Eine solche Priifung
hédtte um so ndher gelegen, als mit dem Schuldbeitritt die
Parteien nach auBen lediglich Gesamtschuldner mit der daraus
im Verhdltnis zueinander entspringenden Verpflichtung zum Aus-
gleich (§ 426 BGB) wurden, widhrend im Innenverhdltnis allein
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die Beklagte durch die Valutierung der zu bestellendcn
‘Hypothek die Erfilllung der Schuld des Kl&dgers gegeniiber
Amann ilibernehmen sollte. Denn der Inhalt der laienhaft
abgefafBten Erkldrung vom 20. Oktober 1958 ist, wie das
Oberlandesgericht festgestellt hat, von den Beteiligten
so verstanden worden, dafB nicht etwa AQEE® als Gldubiger
der zu bestellenden Hypothek lediglich eine zusiéitzliche
Sicherung fiir seine gegen den Kliéger gerichtete Forderung
erhalten, sondern daB die Beklagte fiir ein Bankdarlehen
eine Hypothek bestellen und mit der Darlehnsvaluta die
Schuld des Kligers erfiillen sollte. Wenn es sich abgr so
verhielt, dann widre zu priifen . gewesen, ob zwischen &éﬁqk
Parteien eine rechtsgeschdftliche Einigung {iiber ginenﬁykré
mbgensausgleich erzielt worden ist. ' h

_ Da das angefochtene Urteil in digggr Richtung sowohl
tatséichliche Feststellungen wie die Wiirdigung derierhobenen
Beweise vermissen 1#Bt, kenn es keinen Bestand .haben.

3. Damit eriibrigt sich ein ndheres Eingehen'zuf die
weitere, an sich begriindete Riige der Rev1s1on, das.Berufungs—
gericht habe zu Unrecht angenommen, da8 der Kléger die Be-
hauptung, ihm stehe gegen die Beklagte ein Ahspruch aus un-
gerechtfertigter Bereicherung zu, nicht als klagebegriindende
Behauptung in den Rechtsstreit'eingefﬁhét habe. Dieser Auf-
fassung stiinde schon der Tatbestand des angefochtenen Ur-
teils (BU S. 5) entgegen, wo als Vortrag des Klidgers wieder-
gegeben ist, er habe eine Forderung aus ungerechtfertigter
Bereicherung, die die Beklagte in Hshe von 15 000,-- DM an-
ecrkannt habe, an A@E® abgetreten und von diesem wieder zu-
riickiibertragen erhalten. Schon damit wédre das dem Schuldbei-
tritt zugrunde liegende Rechtsverh&dltnis in den Rechtsstreit

A
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eingefiihrt und es bedurfte nicht mehr der zahlreichen von
der Revision angefiihrten Stellen in den Schriftsdtzen des
Klﬁgers, in denen er ebenfalls seinen Anspruch als Aus-
-gleichsanspruch fiir die von ihm auf das im Eigentum der
Beklagten stehende Grundstiick mit Wohnhaus getétigten Ver-
wendungen geltend macht. -

4. Das Berufungsgericht wird danach in der erneuten
Verhandlung Feststellungen dariiber zu treffen haben, ob die
‘Partecien mit der Vereinbarung vom 20. Oktober 1958 im Innen-
verhdltnis die Vermogensauseinandersetzung nach Scheidung
ihrer Ehe abschlieflend dahin regeln wollten, daB der Kliger
mit ciner festen Geldsumme fiir seine Aufwendungen bei der
Errichtung des Wohnhauses auf dem Grundstiick der Beklagten
abgefunden werden sollte; dabei wird auch der enge zeitliche
Zusammenhang zwischen der Ehescheidung und der Vereinbarung
zu viirdigen sein. Ist ein dahingehender Parteiwillé anzuneh-
men, so wird weiter zu priifen sein, ob die Vereinbarung dahin
auszulegen ist, dafl der Klidger auch nach der Befriediguxng
des Gldubigers AQE® durch einen Dritten gleichwohl die Be-
gtellung einer Darlehnshypothek an dem Grundstiick und die
Auszahlung der Darlehnsvaluta an sich selbst verlangen kann,
oder ob eine sinngemédBe Auslegung lediglich die Verpflichtung
der Beklagten zur laufenden Zahlung der den Tilgungsraten fiir
eine Hypothek entsprechenden Betrdge an den Klédger ergibt.

Sollte dagegen diec tatrichterliche Auslegung der Ver-
einbarung keine selbstédndige rechtsgeschidftliche Verpflichtung
zwischen den Parteien ergeben, so wdre unter Beriicksichtigung
des gesamten einschlégigen Parteivortrages zu priifen, ob und
in welcher Héhe dem Kl&ger Anspriiche aus ungerechtfertigter
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Bereicherung wegen seiner Verwendungen auf das Grundstiick
zustehen, gegebenenfalls ferner, ob und in welcher Hohe

dic Beklagte dagegen mit riicksténdigen Unterhaltsanspriichen
aufrechnen kann.

III. Nach allem war auf die Revision des Xlégers das an-
gefochtene Urteil aufzuheben; die Sache war zur anderwei-
ten Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht
zurickzuverweisen, dem auch die Entscheidung iliber die Kosten
des Revisionsverfahrens itbertragen wird.

Kriiger-Nieland Jungbluth - Pehle
' Mgsl Alff



	2222 068

	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	JflHHIHHIBPstraße A



	IH


